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In dem Rechtsstreit

gegen

\,

Beklagte und Revisionsbeklavtc‚

hat der 1° Senat des Bundeseozialgerichts am

50 Dezember 1964 ohne mündliche Verhandlung

unter Mitwirkung von

Bundesrichter Dr° H a u g
als Vorsitzendem,

Bundesrichter . H e y e r und

Bundesrichter Dr° B u s s
' ' als weiteren Berufsrichtern,

Bundessozialrichter Dr° N e u m a n n und

Bundessozialrichter V i e h w e g e r
als ehrenamtlichen Richtern,

für Recht erkannt:

Die Revision der Kläger gegen das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 310 Oktober

‚1961 wird zurückgewiesen„
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‘Der Rechtsstreit wird
um die Gewährung von Hinterbliebenen—

renten aus der Angestelltenversicherung geführt() Die Entschei—

’ dung hängt davon ab, ob Internierungszeiten in der Sowjetisehen

Besat2ungszone (SBZ) für die Erfüllung der Wartezeit zu be—

rücksichtigen sind°

Der Versicherte (Ehemann und Vater der Kläger) war vom 130 No—
vember 1945 bis 27° Juli 1948 aus politischen Gründen in

Bautzen (SBZ) interniert° Im Februar 1949 kam er mit den Klägern

nach Bayern; er starb im März 19500 Die Kläger beantragten die

Hinterbliebenenrenten im April 1957() Die Beklagte lehnte den

4
Antrag ab, weil die Wartezeit mit den nachgewiesenen 50 Bei—

tragsmonaten nicht erfüllt sei und die Zeit der Internierung
(.des Versicherten nicht als Ersatzzeit angerechnet werden könne

(Bescheid vom 250 August 1958)„ Klage und Berufung der Kläger

waren erfolglos° ‚ ‘- ' >

Mit der — zugelassenen — Revision beantragten die Kläger, unter

Aufhebung der Urteile der Vorinstanzen die Beklagte zur Ge—

währung der Hinterbliebenenrenten zu verurteileno Sie rügten

die Verletzung von 5 29 Nr° 5 Angestelltenversicherungsgesetz

(AVG) sowie der 5% 1 und 9 Häftlingshilfegesetz (HHG), @@1

Abso 5 und 4, 24 Heimkehrergesetz (HkG)o

Die Beklagte beantragte die Zurückweisung der RevisionoA

Die Beteiligten erklärten sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden (@ 124 Abs° 2 des Sozial—

gerichtsgesetzes — SGG}—)° '

Die Revision ist zulässig aber unbegründeto Das angefochtene

Urteil des Landessozialgeriehts (LSG) ist im Ergebnis nicht

‘ zu beanstanden°

Die von den Klägern im Jahre 1957 geltend gemachten Ansprüche

auf die Hinterbliebenenrenten sind, obwohl der Versieherungsfall
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(&od
des Versicherten) bereits im März 1950 eingetreten ist,

nach @40 Abs„ 2 AVG zu beurteilen (Arte 2 @@6, 17 Satz 1
Angestelltenversieherungs—Neuregelungsgesetz —AnVNG—)o Danach

werden die Hinterbliebenenrenten gewährt, wenn für den Ver—
sicherten

zur Zeit seines Todes eine Vers icherungszeit von

60 Kalendermonaten zurückgelegt ist oder die Wartezeit nach

3‘29 AVG als erfüllt gilta Weder die eine noch die andere

Voraussetzung ist gegeben„
_

Da der Versicherte nach den tatsächlichen Feststellungen des
BG

nur 50 Beitragsmonate zurückgelegt hat, wäre die Werte—
zeit mit Versicherungszeiten nur dann erfüllt, wenn die

Internierungszeit als Ersatzzeit anzurechnen \ fire° Die Vor—

schrift des 5 28 Abso 1 Nr() 5 AVG bezeichnet zwar als Ersatze

zeiten die Zeiten des Gewahrsams bei Personen im Sinne von

g11des HHGvom60 August 1955(BGBIOl 50 498 —spätere
Fässungen vom 130 März 1957 —BGBl° I S„ 168 — und vom

250 Juli 1960 —BGBl„ I s" 579)° Die Ersatzzeitenregelung
im 9 28 AVG gilt aber, wie das Bundessozialgericht (BSG)

sehon wiederholt entschieden hat (BSG9, 92; 10, 151), nur
für Rentenansprüche aus Versicherungsfällen, die seit dem

Ink1&1ttreten des AnVNG (10 Januar 1957) eingetreten sind
Hiervon macht Nr° 5 in 9 28 AVG keine Ausnahme°

1
Auch die unmittelbare Anwendung des HHG führt zu keinem fur

die Klager günstigeren Ergebnis° Das Gesetz bringt für die

hier zu entscheidende Frage keine eigene Regelung° Es ver—

weist vielmehr insoweit auf die Vorschriften des HkG vom
190 Juni 1950 (BGBIC I SO 221 — i„doFo des Ergänzunge—

und Änderungsgesetzes hierzu vom 300 Oktober 1951 — BGBIO I
SL 875 und vom 170 August 1953 — BGBI„ I So 931 — und des

Gesetzes vom 250 Dezember 1956 - BGBl„ I s° 1018‚1053)a das
in @ 24 eine besondere Lrsatzzeitenregelung enthalt Beide

Gesetze — das HHG und das HkG — waren aber beim Tode des

Versicherten im März 1950 noch nicht ergangeno Zur Zeit des

Versieherungsfalles bestanden daher aus Anlaß der Inter—

nierung weder für den Versicherten noch für die Kläger

..4-
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irgendwelche Vergünstigungen.bei der Erfüllung der Wartezeit°

Die Gesetze enthalten insoweit auch keine Rückwirkungsan—

ordnung, Da Hinterbliebenenrenten nach der ersten, in 5 40

Abso 2 AVG genannten Voraussetzung nur gewährt werden, wenn

für den Verstorbenen zur Zeit seines Todes eine Versicherungs—

zeit von 60 Kalendermonaten zurückgelegt ist, das damals

geltende Recht aber keine Anrechnung der Internierungszeiten

kannte, können sich die Kläger auf die 10 Alternative des

5 40 Abs° 2 AVGnicht mit Erfolg berufeno

Im übrigen würde auch 9 9 HHG im Falle der Anwendbarkeit

dieses Gesetzes, wie das LSG mit Recht entschieden hat, den

Klägern keine Vorteile bringen° Zwar erfüllte der Versicherte

in seiner Person die Voraussetzungen des 5 1 Abs„ 1 Nr° 1

HHG° Die in @ 9 Abs, 1 und 2 HHG für solche Berechtigte ver—
fügte Anwendung des HkG (@ 24) gilt jedoch — was 5 9 Abs, 3
bestätigt — nur für nach dem 9° August 1955 in seinen Gel—

tungsbereich zuziehende ehemalige Häftlinge (vgl° amtliche

Begründung in BTDr„ 1450 vom 11„ Juni 1955)° Wie das LSG
zutreffend dargelegt hat, ist schon aus dem Wortlaut von 5 9

Abso 2 — dem dort gebrauchten "o„ findet a u c h dann

Anwendung“ — zu folgern, daß Abso 2 — der gegenüber Abs„ 1

für die Anwendung von © 24 HRG einen Gewahrsam von weniger als

12 Monaten und eine Aufenthaltsnahme später als 6 Monate nach

der Entlassung genügen läßt — nur im Zusammenhang mit dem

vorausgehenden Abs° 1, der die Grundsatzregelung enthält, zu

verstehen ist° Selbst wenn in ihm nicht nochmals auf Berechtigte

nach @ 1 Abso 1 Nr° 1 HHG abgestellt wäre, könnte deshalb @9
Abso 2 HHG nicht selbständig und als von Abs, 1 losgelöste

Bestimmung angewendet werden„ Seine Anwendung setzt vielmehr

voraus, daß im übrigen Abs, 1 erfüllt ist, also auch der

Berechtigte erst nach dem 90 August 1955 seinen Wohnsitz oder

ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich des HHG genommen hat,

Die unmittelbare Anwendung des @ 24 HkG zugunsten der Kläger

würde somit auch am Fehlen dieser Voraussetzung scheitern°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 5 _

Die Wartezeit gilt aber auch nicht nach @ 29 AVG als erfülltt

Die allein in Betracht kommende Vorschrift des @ 29 Nr° 5

AVG (iovom° Art„ 2 5 10 Abso 2 AnVNG) ist hier nicht anwend-l
baro Zunächst steht nicht fest, daß der Tod des Versicherten
jine

Folge der Internierung war° Aber selbst wenn dies unter?

tcllt würde, steht der Anwendung dieser Vorschrift entgegent

daß sie — ebenso Art° 2 @ 10 Abs° 2 AnVNG — eine Internie— ‘

jung oder Verschleppung im Sinne des 5 1 Abs„ 3 und 4 des

akG voraussetzto Diese an zwei Stellen des Gesetzes erwähnte

ausdrückliche Verweisung auf 9 1 Absätze 3 und 4 HkG be—
d£utet

nach der Ansicht des Senats eine solche hinsichtlich
G&und, Ort, Zeit und Dauer der Internierung, wie sie in den

genannten Absätzen des @ 1 HkG festgelegt ist (so auch Verb°
Kpmmo Anna 19 zu @ 1252 der Reichsversicherungsordnung

— RVO —)° Jedenfalls kann aus dem Wortlaut und Sinn von 5 29

Nr° 5 AVG nicht — wie die Kläger meinen — gefolgert werden,
dbr Hinweis auf die Absat2e 3 und 4 des @ 1 HkG diene nur
dbr Erläuterung der Begriffe "Internierung" und "Verschlep—
pi1ng"° Die genannten Bestimmungen des HkG enthalten nämlich

g r nicht eine solche allgemeine Begriffsdefinition, sondern

Efnzelheiten darüber‚ unter welchen besonderen Umständendie_Heimkehrereigenschaft

als erfüllt angesehen wird° Gegen
die

Annahme der Kläger spricht im übrigen auch der Wortlaut

des Art„ 2 5 10 Abs„ 2 AnVNG, der es auf "Internierte oder

Verschleppte (@ 1 Abso 3 und 4 des HkG)" abstellto In Über—
einstimmung mit dem LSG kann deshalb der Hinweis in 5 29

.
Nr° 5 BVG und in Arto 2 @ 10 Absc 2 AnVNG nur dahin ver—
standen

werden, daß eine Heimkehrereigenschaft im Sinne
des 5 1 Absätze 3 und 4 HkG vorausgesetzt wird„ Der verstor—
bene Versicherte erfüllte aber weder den Tatbestand des 5 1

Abs° 5 HkG, weil diese Vorschrift sich nicht auf die in der
SBZ internierten Personen bezieht, noch denjenigen des Abso
4‘HkG, weil der Versicherte nicht nach dem 30 November 1949

(9 1 Abs° 4a HkG) entlassen werden ista
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Da eine sonstige Änspruohsgrundlage fehlt, ist dem Urteil

des LSG beizutreten° Die Revision der Kläger ist deshalb

als unbegründet zurückzuweisen (@ 170 Abs° 1 SGG)o

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 195 SGG„
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